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In Tirol herrscht oberhalb
etwa 2000 m mäßige, da­
runter geringe Gefahr, ein­
zig in den Südlichen Ötzta­
ler Alpen herrscht oberhalb
etwa 2400 m noch erheb­
liche Gefahr. Allgemein ist
auf zwei Probleme zu ach­
ten, einerseits einem fri­
schenTriebschneeproblem,
andererseits einem mögli­
chen Altschneeproblem.

Da der Windeinfluss in Tirol
recht unterschiedlich war, gilt
es, Ausschau nach frischen
Windzeichen zu halten.

Kurzmeldungen

Baby musste nach
Brand ins Spital

Vier Automaten
aufgebrochen

Fünf Verletzte bei Unfall
Reutte – Mit Verdacht auf
Rauchgasvergiftung muss­
te ein vier Monate altes
Kleinkind am Samstag­
abend ins Krankenhaus
Reutte gebracht werden.
Zuvor war in der Wohnung
der Familie in Pflach eine
Kaffeemaschine auf dem
E­Herd in Brand geraten.
Das Feuer selbst war sofort
gelöscht. (TT)

Innsbruck – Unbekannte
Täter brachen in der Nacht
auf Sonntag in ein Wettlo­
kal in Innsbruck ein. Die
Räume wurden dabei in­
tensiv durchsucht, letztlich
brachen die Täter insge­
samt vier Glückspielauto­
maten auf. Die Höhe des
Schadens ist noch unklar.
Die Polizei bittet um Hin­
weise. (TT)

Walchsee – Ein Autofahrer
aus Deutschland kam am
Sonntagnachmittag in Walch­
see wegen Sekundenschlafs
mit seinem Fahrzeug auf die
Gegenfahrbahn und prall­
te frontal in das Auto eines
32­jährigen Einheimischen.
Es gab beim Unfall fünf Ver­
letzte, darunter ein dreijäh­
riges Mädchen. An beiden
Autos entstand durch die Kol­
lision Totalschaden. (TT)

An beiden Fahrzeugen entstand To-
talschaden. Foto: Zoom-Tirol

Allgemeine Gefahrenstufe

Entwicklung der letzten Tage

auf Basis des gestrigen Lageberichts
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Traglufthalle in Hall bleibt
Notunterkunft für Flüchtlinge

Innsbruck – 6,6 Millionen Eu-
ro hat die Tiroler Landesregie-
rung für den Ankauf von fünf
Traglufthallen zur Unterbrin-
gung von Asylwerbern ausge-
geben. Kritik begleitete von
Anfang an die Beschaffung.
Einerseits gab es auch unter
den Grünen viele kritische
Stimmen gegen solche Mas-
senquartiere, zum anderen
protestierten Anrainer. Wäh-
rend die Traglufthalle in Hall
relativ rasch aufgestellt wur-
de, gab es in Innsbruck einen
wahren Behördenquerlauf.
Weil sich die Flüchtlingssitu-
ation Mitte des Vorjahres ent-
spannt hat, bleiben drei Trag-
lufthallen unverpackt beim
Hersteller. Jene in Innsbruck
Arzl wurde nicht besiedelt.
In Hall steht sie mittlerweile
ebenfalls leer, die Asylwerber
konnten in kleineren Einhei-
ten einquartiert werden. Wie
geht es jetzt mit den tempo-
rären Hallen weiter?

Wie die für Flüchtlingsfra-
gen zuständige Landesrä-
tin Christine Baur (Grüne)
in einer Stellungnahme an
den Landtag erklärt, soll die
Traglufthalle in Hall im Sin-
ne einer Krisenvorsorge wei-
terhin für die Aufnahme von
Flüchtlingen verfügbar sein
und in Betrieb gehalten wer-
den. „Aufgrund der Einschät-
zungen der geopolitischen
Lage, der Krisenherde insbe-
sondere im Nahen Osten und
der zahlreich erfolgten An-
landungen in Italien ist nach
wie vor nicht ausgeschlossen,
dass es innerhalb der nächs-
ten Monate zu einem neuerli-
chen Anstieg der Flüchtlings-
zahl kommen kann. Deshalb

ist es notwendig, eine größe-
re Unterkunftsmöglichkeit im
Zentralraum bereitzuhalten“,
sagt Baur.

Die Traglufthalle in Inns-
bruck wurde zwar von der
Stadt Innsbruck nach mona-
telangen Diskussionen bau-
behördlich genehmigt, doch
die zusätzlichen Auflagen
für einen Vollbetrieb wür-
den Investitionen von rund
600.000 Euro erfordern. Die
Halle wurde zwar winterfit
gemacht, aber weitere Bau-
maßnahmen werden vorläu-

fig nicht weiter verfolgt. Sie
bleibt aber am Standort Inns-
bruck bestehen. Wie Baur ge-
genüber der TT bestätigt, gibt
es derzeit mehrere Interes-
senten, die sie als Sporthalle
nützen wollen. „Eine alter-
native Nutzung wird derzeit
geprüft.“ Hinsichtlich der an-
deren drei Hallen sei man mit
dem Hersteller im Gespräch,
„aber auch hier gibt es einige
Gemeinden, die Interesse an-
gemeldet haben“.

In Tirol sind derzeit rund
6200 Asylwerber unterge-

bracht. Die Oppositionspar-
teien SPÖ, FPÖ, Liste Fritz
und Impuls haben zuletzt
eine Prüfung der Flüchtlings-
gesellschaft Tiroler Soziale
Dienste (TSD) im Landtag
beantragt. 180 Fragen wur-
den dem Landesrechnungs-
hof übermittelt. Das Land
gibt für die Flüchtlingshilfe
rund 60,4 Mio. Euro aus, da-
von erhält die TSD rund 55
Millionen. 42,4 Millionen der
Flüchtlingsausgaben werden
vom Bund bzw. den Gemein-
den refundiert. (pn)

Wie geht es weiter mit den Traglufthallen für Asylwerber? Hall bleibt für
die Krisenvorsorge in Betrieb, in Innsbruck wird der Sport Einzug halten.

Die Traglufthalle in Innsbruck-Arzl wurde nie besiedelt, es gab heftige Proteste dagegen. Sie bleibt stehen und
soll künftig als Sportstätte genutzt werden. Foto: Böhm

Wegen seiner Doppelfunktion verbuchte der ehemalige Axamer Gemeinde-
amtsleiter 5844 Über- und 2021 Resturlaubsstunden. Symbolfoto: rabenstein.gv.at

Multi-Amtsleiter
häufte vier Jahre
Überstunden an

Innsbruck – Der Bericht des
Landesrechnungshofs (LRH)
über die tatsächlichen Schul-
den in den Gemeinden anhand
von Axams, Birgitz, Götzens
und Grinzens wirbelte in der
Vorwoche mächtig Staub auf.
Schließlich verwies der LRH
auch auf die ausgelagerten
Schulden bzw. die Darlehen
bei den Gemeindeverbänden,
die den Verschuldungsgrad
deutlich erhöhten.

Apropos Axams: In den Be-
richten zu den Tiroler Gemein-
den hat der Landesrechnungs-
hof schon mehrmals auf das
Problem der vielen Überstun-
den bzw. nicht verbrauchten
Urlaubstage von Gemeinde-
bediensteten aufmerksam ge-
macht. Daraus entstehen den
Kommunen nämlich finanzi-
elle Nachteile. Unter dem ehe-
maligen Bürgermeister und
Landtagsabgeordneten Rudolf
Nagl (VP) dürfte es zu einem
tirolweit wohl einzigartigen
Fall von Überstunden gekom-
men sein, wie der LRH jetzt in
seinem Bericht aufdeckt. Nagl
kandidierte im Vorjahr nicht
mehr als Bürgermeister.

Angefangen hat alles im Jahr
2000:Von diesem Zeitpunkt an
übte der seit Juni 2016 freige-
stellte ehemalige Amtsleiter als
Chef der Bauabteilung noch
eine zweite leitende Funktion
aus. „Sondervertragliche Re-
gelungen (z. B. Abgeltung aller
Mehrleistungen trotz Gewäh-
rung einer Leistungs-/Verwen-
dungszulage) bestanden nur
mündlich, schriftlich wurden
die diesbezüglichen Sonderre-

gelungen nicht festgehalten“,
heißt es in dem LRH-Bericht.
Bis 2015 häufte er deshalb ho-
he Urlaubs- und Arbeitszeit-
guthaben an.

Im August 2015 betrug der
Resturlaub des Amts- und
Bauamtsleiters 2021,50 Stun-
den sowie das Arbeitszeitgut-
haben 5844,33 Stunden. Dies
entsprach laut Rechnungs-
hof einer Arbeitsleistung von
mehr als vier Jahren. Die Ge-
meinde suchte daraufhin eine
Lösung. Man gewährte dem
Amtsleiter neben der Verwen-
dungszulage als Sondervergü-
tung die Auszahlung der zeit-
lichen Mehrleistungen. Zum
anderen ist er seit 1. Juli 2016
vom Dienst freigestellt, um die
restlichen Urlaubs- und Zeit-
guthaben bis zu seiner Pensi-
onierung im Februar 2019 ver-
brauchen zu können. Resümee
des Rechnungshofs: Durch die
dargestellte Lösung „beschäf-
tigt“ die Gemeinde Axams bis
dahin zwei Amtsleiter.

Auch der Leiter des Recy-
clinghofes kam wenige Mo-
nate vor seinem Pensions-
antritt auf ein beträchtliches
Urlaubs- und Zeitguthaben
von 1223 Stunden. Diesen
Fall musste der Gemeinde-
rat ebenfalls klären. Der LRH
empfiehlt Axams deshalb, ein
Personalcontrolling zur Über-
wachung der Zeitguthaben
der Bediensteten einzuführen.
Die neue Gemeindeführung
hat diesem Vorschlag mit der
Einführung eines Arbeitszeit-
erfassungssystems bereits
entsprochen. (pn)

Innsbruck – Der Entwurf für
die Neufassung des Agrarge-
setzes liegt bereits vor, diese
Woche will die schwarz-grüne
Landesregierung die Details
klären. Der Verfassungsge-
richtshof hat bekanntlich im
Vorjahr die Stichtagsregelung
bei den Agrargemeinschaften
als verfassungswidrig aufgeho-
ben, bis Jahresende muss das
Land das Gesetz reparieren.
256 Gemeindegutsagrarge-
meinschaften gibt es in Tirol,
seit den mehrfach bestätigten
Entscheidungen der Höchst-
gerichte haben die Mitglieder
der Agrargemeinschaften nur
noch Holz- und Weiderechte

sowie Anspruch auf einen Na-
turalbezug aus dem Haus- und
Gutsbedarf. Alle Substanz-
erlöse und Einnahmen aus
Verpachtungen, Grund, Holz-
oder Schotterverkäufen ste-
hen den Gemeinden zu. Ein

vom Gemeinderat bestimm-
ter Substanzverwalter, meist
der Bürgermeister selbst, ist
für die Gemeindegutsagrarge-
meinschaft zuständig.

Als neuer Stichtag dürfte
der 1. Jänner 1998 festgelegt
werden, danach getätigte Aus-
schüttungen an Agrarmitglie-
der müssten demnach an die
Gemeinde zurückfließen. VP
und Grüne sind sich im Gro-
ßen und Ganzen bereits einig.

Die rund 2000 Agrar-Hard-
liner unter Federführung von
Rechtsanwalt Bernd Oberho-
fer vertrauen ihrerseits nach
wie vor auf die Prozessfinan-
zierung. Eine Schweizer Pro-

zessfinanzierungsagentur will
sie auf Basis einer Erfolgsbe-
teiligung beim Versuch unter-
stützen, die Agrarcausa zum
Menscherechtsgerichtshof
nach Straßburg zu bringen. In-
dessen sorgen Oberhofer und
Co. mit einem Nazi-Vergleich
für Aufregung. „Das Land wur-
de von Exzessen gegen das
Bauerneigentum erschüttert
– Machenschaften, die bisher
nur aus der Nazi-Zeit bekannt
waren“, heißt es auf der Home-
page ihres Vereins zur Förde-
rung der Eigentümerinteressen
inTirol. Für die„Schriftleitung“
zeichnetVorstand Bernd Ober-
hofer verantwortlich. (pn)

Agrar: Aufregung um Nazi-Vergleich

Das Agrargesetz muss vom Land
repariert werden. Foto: Böhm


